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... geht es um viel mehr 
als nur um die Gesund-
heit. Vordergründig geht 
es bei diesem wichtigen 
Reformvorhaben um ei-
nen Kompromiss zweier 
völlig unterschiedlicher 
und diametral entgegen 
gesetzter Konzepte, näm-
lich der Bürgerversiche-
rung der SPD und des 
Prämienmodells von CDU/
CSU. Mit dem geplanten 
Gesundheitsfonds als Hül-
le sind nach der nächsten 
Wahl beide Modelle ohne 
den anderen Partner zu re-
alisieren. Deshalb halten 
beide im Regierungslager 
an ihm fest.

Es geht aber vor allem um 
den Weiterbestand der 
großen Koalition, der Re-
gierungsfähigkeit beider 
Parteien und jetzt sogar 
auch um die politische 
Zukunft von Angela Mer-
kel. Unklug hat sie sich 
in die Detailfragen immer 
wieder eingemischt, an-
statt diese Probleme den 
Fachleuten zu überlassen. 
Allerdings ist die CDU/

CSU schon bei der Verab-
schiedung der Eckpunkte 
von Ulla Schmidt, der SPD 
und dem Gesundheitsmi-
nisterium über den Tisch 
gezogen worden und hat 
es erst zu spät gemerkt.
Durch die Einbeziehung 
des Risikostrukturaus-
gleichs in den Fonds sind 
vor allem CDU-Länder 
wie Baden-Württemberg, 
aber auch 
Nordrhein-
Westfalen 
und Ham-
burg betrof-
fen, beson-
ders aber 
die CSU in 
Bayern. Da-
her ist der 
Widerstand 
der so ge-
nannten B-
Länder zu 
erklären. 
Die CDU/
CSU ist der 
SPD auf den 
Leim gegan-
gen. Zu den 
inhaltlichen 
g e s e l l e n 

sich auch handwerkliche 
Fehler, Abstimmungspro-
bleme innerhalb der Union 
sowie eine mangelhafte 
Darstellung in der Öffent-
lichkeit. Das Resultat, ein 
Absturz der Union in den 
Meinungsumfragen, ist 
die logische Konsequenz.
Das vom damaligen Wirt-
schaftsminister Ludwig 
Erhard für die Bundes-

r e p u b l i k 
D e u t s ch -
land formu-
lierte und 
bis heute 
g ü l t i g e 
Prinzip der 
s o z i a l e n 
Marktwirt-
schaft fußt 
auf einem 
arbeitsteilig 
organisier-
ten Wirt -
schaftssys-
tem, des-
sen bedeu-
t e n d s t e r 
Aspekt das 
Z u s a m -
mentreffen 
von Ange-

bot und Nachfrage auf 
freien Märkten ist. Dies 
gilt, wenngleich mit Ein-
schränkungen, auch für 
ein freiheitlich organisier-
tes Gesundheitssystem. 
Die unter der Ägide von 
Frau Schmidt vorgelegten 
Gesundheitsreformen do-
kumentieren jedoch eine 
Abkehr vom Prinzip der 
sozialen Marktwirtschaft 
hin zur zentralistisch orga-
nisierten Planwirtschaft.

Was ist für uns zu tun? 
Wir konzentrieren uns in 
unseren Anstrengungen 
auf den Erhalt der PKV mit 
der GOÄ als ärztlicher und 
nicht staatlicher Gebüh-
renordnung. Die weitere 
Zerschlagung der KV und 
der Vormarsch von Staats-
medizin und Bürokratie 
müssen gestoppt wer-
den. Am besten wäre es, 
dieses Gesetz würde noch 
einmal von Grund auf neu 
konzipiert werden.

Die Rolle Ihres Berufsver-
bandes wird in Zukunft 
immer wichtiger werden.

Bei der jetzt vorliegenden 
Gesundheitsreform …

Dr. med. Wolfgang Wesiack
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